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1 Fragen 1 und 9: Personal- und Versorgungskosten 

Oie Personalkosten machen im Haushall Nordrhein·Westfaluns rund dio !-Iäffle aUer SteLKlmio­
nahmen aus. das sind mehr als 25 Mil liarden Euro. Für die kommendon Jahre wird laut miUel· 
fristiger Finanzplanung mit steigenden Ausgaoon gerechnet. Zwar wird darauf hingewiesen, 
dass insoosondoro dio wachsende Zahl von Vorsorgungsempfängern kombiniert mit einer län· 
geren durChSChnittlichen Bezugsdauer zu erheblichen Kostensteigerungen fOhren werde, 
gleichzeitig aber werden zusätzliche S:ol lon geschaflon, die don Kostendluck noch elnmel vor· 
s.c:hlrfen. Dies ist in gewisser Weise eine parado~e Entwicklung. die Zweifel an dem geäußer· 
ten Spar""llen clerlandesregiorung aufwirft. Einsparungen bei den Personalkosten sind yiel­
mehr das Gebot der S:undo. Allerdings soillen keine pauschalen Mtwenen auf cIie Fragen ge­
sucht werden. in welchen Befelchen S:ellen geküm beziehungsweise nicht wied8fbesetzt Wilr· 
den, oder wo StrulmJlen eHizien:er gestaltel weroon könnten, Vielmetv muss jodor Einzelfall 
genau gepfüfl und entsdliedon werden 

Bei der $ehätzung der Kostenemwicklung lür die Versorgungsempfänger rechnet die Landes· 
regiorung mit Werten in Preisen des Jahros 20 t I , das heißt dio Inllation bleIb! unberückSiChtigt. 
Demnach steigen die Kosten von 6,2 Milliarden Euro im Jahr 2014 auf fU nd 6,8 Milliarden Euro 
im Jahr 2027 und 6,7 Milliarden Euro Im Jahr 2040, Da jedoch alle Haushaltsposten in nomina· 
len Wenen angegeben sind und zum Boispiel auch die SteuorSCMlZung mit nominalen. also 
nicht·inflationsberoinigten Werten, rechne\. müs5!o auch fu r diesen Posten eine Preissteigo· 
rung, zum Beispiel >'On durchS(:hn~tllch 2 Pro~en: , herangozogon wurden, Anstatt 6,8 Mill iarden 
Euro mussten demnach im Jatv 2027 rund 9,1 Mil liarden Euro ausgegebon ~fdon . Im Jahr 
2040 bellofe sich der tatsächliche Betrag demz.ufolge aul 11,5 staU 6,7 Milliarden Euro (Tabelle 
1-1). 

Tabelle ,-, ; Schätzung der Versorgungskoslen 
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" OueUen, Flnanzo lanung 2015 bis 2019 ml l Fln~n%bCrk:ht 201 r:; des l~n"cs Nordrllc!n·Wcstlalcn$, 
r.N K~rl 

Oie lusammenfuhll,lng der VersorgungsrQcklage und des Versolgungsfoncls zum Pensions· 
fonds sowie die geplante, steligo Auflulung des Pensions/onds ist grundsdtzlil:h zu begrüßen, 
um die nicht z.uletzt au:grund derdemogralischen Entwicklung zu erwartenden Ausgabesteigo­
rungen für die Versorgurogsanspröche der landesboamten aufzufangon. Der ende 20 IS zu 
erwanende Gesarmbe\fag von rund 9.8 Millillfdon Euro als Aücldago für künhlge PensiOOSlah­
lungen klingt zun1!ch51 bcfuhigord. Allerdings z.eigt die Aufstellung der milteHris-.igon Finanzpla· 
nuno, dass dio zugelUhrten Mittel auf Sicht dol)~ich zunickgehen, da ab 20181odiglil:h 200 Mil· 
lionen Euro piO Jnhr zugefuhn werden SOllen (Taoolte 1·2). Gisichzsi:ig entspriCht die Riicklage 
lediglich den Ver$Orgungskosten fur rund 1,5 Jahre. 
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Tabelle 1-2: Aulbau eines Penslonslonds 
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Vor diesem Himergrund bestehen berechtigte Zweifel daran. dass der Haushalt avf die steigen· 
den Koslen in diesem Bereich oorclls ausreichend emgestellt isl. Dadurch gerät mitte~ bis lang· 
fristig auch das Ziel des ausgcglichonon Haushalts in Gelahr. selbst Öl(! IOr 2019 anvis;el'1e 
schwarze Null auf Landesebene kann hiervon tangien sein. Daher wilre die Beriieksichligung 
VOll kalk~latorischen AHersvorsorgeboiträgon lU empfehlen. Zudem steig! die Wahrsche inlich­
keil von Entnat-men. die bisher ellerclngs nlchl geplant sind. Der Venichl auf lheorerisch rrOgli· 
~he Entnahmen zumindesI bis zum Jahr 2019 Ist sehr zu begrüßen. da elnorseits die Selas· 
tungsspitze orSI im kommenden Jahrzehnt auftreten wird und andererseits so Zif\SOSlinsellekto 
das Fondsvofumon orhöhorl. 

Vor dem Hlrllergrund der ab 2020 gattenden $chuklonbremse und dem damit einhergohenden 
Vorbot dar Neuverschtoldung sind ohnehin enge Splofräumc fi.:r die Landesregierung lU 00-

lürchten. Weitere SteuerMtw,mgon, wlo zufotzt lU Jahresbeginn bei der Grundarwernsleuer. 
saUten Jedoch vermieden weiden, um die l'iirtschnflfichen Ramrenbedingungen in Norclrhein· 
Westfalen nicht weiler zu VCfschloch:Ofn. 

2 Frage 2: Länderllnanzausgleich 

Für das Jahr 2014 ist zunächst festzustellert, dass Nordrheirr-Wostfalen zu den Nettozahlerlän· 
dern des mehrstufigen Länder1inenzausgleichs zilhfte (TabolfIl2-1). Zu dllr Systematik des 
Länderfinanzausgleichs zählen die pr lmilro Stouorverteilung zwischen Bund. Ländern und Go· 
meindon. der Umsatzsteuervorwogausgfoich, ON horizontale Länderlinaru:ousglelch und die 
Bundesergllnzungszuwois.ungon. 

010 Aoanzkrafl Nordrhein-Westl lllens belrug fOr das Jahr 2014 in der Ausgangssltuation - also 
un:er BerOc:k$ich~ung der Lohn· und EirIIommonSleuer. der AbgeI!ungs· und Kapitalertrags· 
steuer. tief KOfpefschaf-.sleuer, der GewerOOslooerumlilge und der Ländersteuerl'l - 97,7 Pro­
zent. N'lChl bo1mchtOl wird dabei die Umsatzs:euer, die erst in einem Folgosctvltl auf die Länder 
VCI1e1~ wfrd. Von clan insgesamt 90.5 Milliarden Euro der aul die Länder enlfalfenden Umsau:· 
steuer erhioll Nordrhein·Wcstlalon 500 Millionen Euro über elem Umsalzstoververwogausglo;ch 
und im Anschluss daran 16.9 Milliarden EUlo. indem dar ~lIrbleibcnda Resl nach Einwohnern 
auf die Lllnder Yllrtoifl wurde. 



Ohne den UmsalZstel,ll!IVOIwegaUsg!eich - und dalijr bei einer vollständigen Veneilung def 
Umsa1Z5teullf nach KöplCll - h/i.no Nordthein-Wesllalon ICchncrisch lür das Jahr 2014 fund 
2,3 Milliarden Euro Ums.a~steuer mehr erha~en , Der talsllchl>chen Summa von 11,4 Mllialoon 
Euro Slehen somil liklivo Anteile al,l$ cIer UmsalzsleulII - also bci Abschalll,lng cIos Vorwegaus­
gleichs - von 19,7 Milliarden Euro gegenüber, 

Dadurch läll l im bestehendon System die Finanzkralt Nordrhein·Wostfalens nach dem Umsalz­
steuarvo!Wogausgleich au f 93,9 riozent dos Llindordurchschnitts. Da es jedoch cIo lacto zu 
keiner Zahlung Nordlhein·Wostfalens an andere Länder kam, wird dkls.o cher Intrnnsparellte 
Stufe des LAndmfinalllllusgleichs in der Offentlichen Oebauo toitwoise wellig beachtet. 

Oie Im Veroleich zur Ausgangssituaoon schwächere Finanzkralt von 93.9 Prozent Steigt nach 
Berucksichtigung der Einwohnerveredlung und der amoiligen Anrechnung der Gemeind8S:1H1-
OIn auf 97.\ Prozent. Mit anderen Worten ist Nordrhcin--Westlalen eines der Ulndor. das durch 
c5e fik\IYQn Anpassungsrechr.mgen an Finanz.krafl gewiml und dadurch einen geringeren /\us· 
gleichsbetrag erhäk als ohne d;e Anpassungon. Aus def modif,zieflen Finanzkrafl von 97.\ Pro­
zentlolgte ein Ausgleich.sbeuag In HOhe von 897 MiR'onen Euro im Jahr 2014 Im Rahmen des 
hOrIzontalen Länderfi nanzausglcichs. was wledel\Jm:tu einer Finanzkrafl von 9t!.5 Prozenl fuhr· 

" 
Durch die Bundesergänzungszuweisungon In Höhe von 472 Mil liOrl8n Euro Im Jahr 20 14 s:ieg 
die Finanzkraf! auf letztlich 99,3 Prozent. Obwohl Nordrhein-Westfalen re lativ gosehen besser 
dastehl als In der Ausgangssi'.uatlon, Ist der Sotdo aus den ReChenschritton negativ. DIes liegt 
daran. dass si<:h die Bezugsgr/:lBo bei der Berechnung der Finanzkraft mit/adern Schr~t verAn· 
dert. Das komple ~e und zum Teil if'Iuansparente Sys:C!m des L1inderfinanzausgleichs lührt du· 
lU. dass NorOhein·Westfalen im Saldo zu do ... Nottozahlern gehört und sich Im Jahr 2014 mit 
rund 900 Mil\'onen Ellro an der SoIidargemeinscllalt der länder ooteitig,e (BMF. 2015c:). 

Tabelle 2-1: Saldo länderlinlln~3usg telch für Nordrhein-Westfaten 

in Melliooen Euro 

Mchrstuli ger UiIldc,fon.anzwSlllcfch Ir! Mi llionen EU! 

U nl5111ZS ICt.IC'VOfWC g;J usg!c lch · 2.26 

Lllndcrltnanzausg lcich I.c.S. "" Ru ndCsCrgII nZUllgs llNlCISU nge n " 
Satdo -"q 

-- - -Qucl.cn. Bulldest.,anzmlnlSterrum. IV>' Ke.n 

Untef der Amatvne. dass das System urwef'ilrlOOl1 fortbesteht. h.lirlgt die Finanzkraft eines 
Bundoslaodos von der Entwicklung Oer eioanen Steuereinnahmen im Verhältnis zu denen der 
anderen Bundesländer ab. Vor diesem Hintergl\Jnd istlumindesl nich1 mit einer deutlichen Ver­
besserung der Finanzkralt NorcIrtle ln--Westfaklns von 97.7 Prozent im Jatv 20 14 zu rechnen. da 
die wirtschaillicho Emwk:klung in anderen Teilen der 8 unclesrepubfik viol~Olsprochonder aus· 
sieht. 



Sofern der UmsalZSllluefVOfWegausgl&ichjodoch abgeschafft weiden soille. und dia Finanzkraft 
oor Winde! im Anschluss an die einwohnOfgowichtele UmsalzstouOfVOltoi!ung bestimmt würdo. 
ergäbe sich für NcrcWhen-Westlalen in Zukunlt tendenziell eine höhere Finanzluelt. Für 20t4 
hane der WOft98.4 Prozllm betregen. UntIIr dar IInnnhme. dass oor Wogtall clcs Umsatzstllu­
ofVorwegeu!;Qlllichs der einzige Relormbo.uste ln wäre. würde die Finanzkraf! Ncrdrhein-West· 
lolens aufgrund der Einwohrl{lrveredlung unter der anteiligen AnrechrllJl'lg der Gemoindesteuern 
vor Durchführung des horizomo.lon Länderlinanzousgloichs sogar auf 100.7 Pro zent steigen. 
Dies hä.tte eine Zahlung in Höhe von rund 210 Mi lliorlen Euro und daraufhin eine Finanzkrafl 
von 100.4 Prozenl ergeben. BundeSOflJänzun~szu\YCisungen hätte Nordrhoin·Westlalen in die· 
S(lm Fall keine erhalten. So würde das Land zum (limm eindeutig als Zahlerlond ausgewiesen 
und hllrne zum anderen per Saldo mehr Steuereinnahmlln zur Vllrlligung. 

Oie Auswi,kurgen eines Wegfalls cles UmSOlZSleueovorwegausgleichs aul den Lancleshau!.halt 
wären zu~chsl positiv. da die Steuorelnnatvnen un!;lefähr um 2,3 Milliarden Euro steigen wür­
cIen. Inwk!weil dil:lS8 Mahreinnahmen über den Finanzausgleich an späterer S:eile wieder ab­
gesehOptt wiirden, hängl '10m ReI(lrmmodoll ab. 

In diesem Zt.rsammenhang wäre eine sachgerEIChte Abgrenzung VOll Leistungen zwischen Sund 
und Llindorn wicht ig. Eine Abwälzung von LelslllOgen durch oon Bund auf die Ebeno der Llln· 
der ohne entsprechende finanzielle Kompensation sollte vermieden werden. AullJfund der wei­
torhln beSChränkten Steuerautonomie sind Liindor und !luch Gemeindon in vio lon Fillten finan­
ziell nicht ausreichend ausgestattet. um don Aufgaben lum Beispiel Im so~~len BereiCh ooor 
aktuell bei der Au fnahme von FlUchtIIngon gerecht tU werden. Dies maeht noch olnmal die 
Dring lichkeit einer NeUQfdnung d(l' Rnenzen ~wischon Bund. Ländern und Gomeinden deutlich. 

Diese seilte vor allem mehr SleueraulOOCmio lür l äncler und Kommunen Ins Auge fasson. 
Dadurch wird oul der Eimahmensei:o eine g.ößore Flexibilität e,mÖglicht. falls die NOlwendig· 
kelt steuerlicher Anpassunglln unumglinglich ist. EM!ispieisweise kann so nach Inkra/ttleten der 
Schuhionbremse im Jahr 2020 IUr den Fall eines Haushaltsdefizits automa:iSCh ein Anpas­
sungsmechunlsmus auf de! Einnahmenseite g,e~en. zum Beispiel in Form eines Zuschlags auf 
die Einkommonstcuer. Gleich1.ei:ig zei~1 die Orlontierung an einer wachSlumsfOrdernden Po~tik , 

dass d"IOSOS Instrument verantwortungsvoll und 1011 Bedacht genutzt wllfden soflte. Dem klassi­
sche und dauerhalte SteuererhÖhungen sind yen einem ltexiblen Anpassungsmechanismus 
zum Ausglllich oinos Defizites klar abzugrenzen, 

In dinsem Zusammenhang ist die Entwicklr,mg des autonom von den Ländern festzu lO{lcndcn 
GrunderwerbsteuersalZns bemerkonswert. der In Nordrhein-Westfllien innerhalb von lünf Jah· 
ren YOn 3,5 auf 6,5 Prozent fast verdoppelt wurdo. 

Von dieSOf jüngsten Erhiihung oor G,u"defwerbsleuer zum 1. Januar 2015 von 5 0016,5 Pro­
~ent erhofft sW;h die landesregierung zus.llWiche Sleullfeinnalvnen von 400 Millionen Eu.o pro 
Jatv, tür den Slandon Nofdrhein-WeSlfalen 151 diese Err.scheidung jedoch ein verheerendes 
Zeichen. Vert.auen bei Unlemetvnen und frwestoren wird so nicht geschalten. Oie Regelungen 
des LO;nderlinanzausgleiclls lungieren dabei te'cter als Anreizmechanismus zur Steuersetze,ho­
hung. Grund hierli:r ist eine fiktive Berilcksichtigung de, GrunderwOfbsteliereif"tnalvnen Wr die 
Erminlung dOf Finanzkraft eines Bundeslandes. Auch dies gil1 es bei einer Reform zu verän­
dern. 



3 Fragen 3, 5, 6, 7, 10 und 11: Haushaltskonsolidierung und 
Investitionen 

.... '" "" 

Oie mittelfristigo Finanzplanung zur Einhallung dm Schuldenbremse fußt auf ein igen Annahmen 
und Prognosen, die vor dem Hintergrund der derzeitigen Rahmenbedingungen zwar plausioel 
sind, abor langst nicht als sicher gelton können. 

Au f der Einnahmese~e kommen dor Landesregierung die insbesondero dank der s:abilen Be­
schaltigungslage kräftig steigenden Steuereinnahmen zugu te. Laut Steuerschatlung vom Mai 
2015 ist von Wachstumsraten ""ischen 3 und 4 Prozent pro Jahr bis 2019 auszugehen (BMF. 
2015a). Auf dieser Basis rechnet auch die Landesregierung, 

Kumuliert betrachtet sind dem Monatsbericht des Bundesfinanzministeriums vom August 2015 
zufolge die Steuereinnahmen von Januar bis Juli im Vergleich zum Vorjahrszeitraum bundes­
weit sogar um 5.9 Prozent gestiegen (BMF. 20 ISb, 51). Dies lässt für die kommende Steuer­
schätzung möglicherweise eine nochmal ige Anhebung, zumindest jedoch ke ine signif ikante 
Herabsetzung der Prognose erwarten. 

Allerdings ist zu beachten. dass z.um anstehenden Jahreswechsel insbesoncloro durch den teil­
we isen Abbau der kalten Progression di!) Steuerzahler um insgesamt 5 Mil liarden Euro entlastet 
werden. wovon auch NOldrhein-Westfalen einon Te il tragen muss. Die Auswirkungen auf die 
Steuereinnahmen des Landes NOrdrhein-Westfalen sind jedoch gemessen an den Gesamteiflo­
nahmen überschaubar. 

Au f der Ausgabense ite profitiert die öffentl iche Hand derzeit von den historisch niedrigen Zin­
sen, Selbst bei einem ausgeglichenen Haushalt . also ohne NeuvOlschuldung, würde Nordmein­
Westfalen durch Umschuldung alter Kredite von !)inem we~er niedrigen Zinsniveau profitieren, 
Oie Lnndesrogiorung rechnet für 2019 mit einem Zinssatz von 3.5 Prolent , das wären rund 
2 Prozentpunkte Ober dem derzeitigen Niveau. Auf dieser Grundlage pendeln sieh die Zinsaus­
gaben bei rund 3 Milliarden Euro pro Jahr ein. Damit wird die landesregierung der Erwartung 
art einen n:oderaten Zinsanstieg gerecht. Sollte in den kommenden Monaten jedoch tatsächlich 
die viel beschworene Zinswende einsetzen und schnell Fahrt aufnehmen. ware eine nochmali­
g!) Anpassung des erwarteten Zinsniveaus nach oben erforderlich. Dies würde zu ste igenden 
Haushaltsbolastungen führen. 

Aktuell müssen auch die zusätzlichen Kosten im Rahmen der Flüchtl ingshi lfe mit in die Planuflo­
gen einbezogen werden. Zweifelsl rei ist eine Unterstutzung durch den Bund unerlässl ich. 
gleichzeitig kommen auch auf das Land weite re finanzie lle Belastungen zu, dio bisher noch 
nicht vo llständig im Haushalt abgebildet sind, Dies!) Kosten sind ein Beispiel dar~r, dass der 
Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen auf Basis der gesotzulIl Annahmen zwar auf dem 
Papier bis zum Jahr 2019 ausgegl ichen sein wi rd . allerd ings kaum Spiel raum besteht, um auf 
Eventualitiiten und außerg()Wöhnliche Situationen finanzpo~t;sch zu reag ieren, 

In die Re ihe clor Eventualitätan passt auch die Landesgarantie im Zusammenhang mit der Ab­
wicklung der ehemaligen WestLB, Das Land Nordrhein-Westfalon sieht im Haushal:sp lan keine 
über den Risikofonds hinausgehende Vorsorge im Zusammenhang mit der Abschirmung von 
Haftungsrisiken in Bewg au f die ErSIB I\bwi cklungsansta~ vor. Ein sich materia li sierendos Risi-



ko wilrde somit den ge!:iamlen Haushaltsplan zunictr.emachen. lm Zweilelslall sind dann Sleu­
efllrMhungeo oder Klirzungon In -Mch:igen InvestitionsbefCichon wil'llnhUtruklUf und 3 ildung 
nicht aunuschlieOen. 

Es wäre daher wünschenswen, wonn os der Landesregierung geIlInge , weiteren Spig lraum 
insbesondere !Ur investive Ausgaben zu schalfen, Modernisierung VOll Kraokenhäusern und 
UniklIniken sind dafür gonauso guto Beispiokl wio dor Brcitbandausbau und dio Stllrkung der 
digitalen Inlrastruktur, Es ist unübersehbar, dass Offentl iehe Invest itionen In 3ildong und Infra­
struktur In den kommandon Jnhron VQ n elementarar Bod(Jutung sein werden, 

VQf dem Hlnte<grund der weiterhin angespannten Finanzlage, den Haushaltwi$Jken und des ab 
2020 geltandon Verbots der Neu\I'(!rschuldung sollte die landesre!}ierung prülen, Inwieweit pri­
vate InveSloren sich an der Finanzierung 6ffentlichar Inveslitionspro;el<.te beteiligen klinnen_ Ein 
Weg kam dabei die Einrichtung einer Infrast/Ukturgoscllscha.lt sein, die fest in Ollenilichor Hand 
ISI und gleichzeilig Fremdkapilill von priva:en Invaslorlln lIinsammelfll<ann (Enquelokommisst­
on, 20 1 5, 223). Allenings dall dies nicht wm Ausbau von Schal1enhaushahen Iltoren, 

Zwar Ist die geplante Rlickfü hrung dQl Neuverschuldung von 1,5 Mill iarden Euro fü r das Jahr 
2016 - Immer noch Negativrekord unter !Ion BlJndesl:lndern - auf null für das Jahr 20 191nsge­
samt saht arfrllulich, gleichwohl bestehßn ortensich1llcho Risiken lür das Ziel eines ausgegli­
chenen Haushalts_ Zudem ial nlJfgrund der Erfahrung der vergangonon Jahro und Jahrzah lllO 
Skepsis angebracht , dass die Pelilik das ausgan..fene Ziel au f einom seriOsen und investhions­
freundlichen Weg erreicht, Die lösung flnnnzpcli tischer Engpässe darf nicht prlmAr auf der Ein­
nahmeseite gesucht W{lfden, Steuoferhöl'1ungen wie bei der GrunoorworbstGl.ler fuhren genau­
SO in eile Irre wie die Forderung nach einem FOf1beslohon des Solidari:ätszuschlags durch eine 
Integrotion In den lohn- und EinkommoostouOf1!lri1. 

Vlelmeht muss jeder einzelne Ausgabeflloslen kritisch tinterffllgl werden. Dabei SOUten kon­
sumllve Ausgaben in c1en Fokus rüd<en. Auch bei Sadlmitteln sind EHilienzsl090rungon mög­
lich, Zudem sol~1I richt nur jede wiedDr zu base\Z«lde S:ella aut ihre Erlorcleflichli.eil l'lin über· 
prül1 werdon, sondern auch jedes eirv;elne Föf(jerprogramm und jeda einzelne Subvention. 

Das BokeMtnis der Lnndoslllglorung ~um ausgeglichenen Haushal12019 schOrt tro\~ aller bEI­
stehendon Risiken Hoffnung aut solido öffentliche Finanzen in dar Zukunft. Zudem ~eig t sich in 
dor mittelfristigen Finanzplanung bereits ein erSHlr Erfolg der gesetzlich veraokerton Schuldon­
bremse. 

4 Frage 8: Globale Mehreinna hmen und Minderausgaben 

Der A ... sweis globaler Minderausgabon oder globaler MehreinnahlT.en widerSplichi vom Go-und­
salZ her dem Prinzip eines im Einzelnen nachvollziehbaren und transparooten Haumahs. 

Dem dadl.lfch wetden Entscheidungen liber KUrzungen und Einnahmegenerierung vorlagt an­
slalt sie mit AlJfste llung der Haushaltsplanung zu beantworten. Globale Minderausgabon odor 
Mehreinnahmen sind in oor Haushalts- und Finan~planung allerdings ein klassisches Instl\J­
mant, das im Lau fe des Haushalls\IQllzugs dio Flexfo ilitlll erhöht , Ded<ungsbeiU1ige zu erzie lon. 
In der mitte lfristigen Finanzplanung 20 l S biS 20 19 Nordrhein-Westfalans sind globale Minder-



ausgabon. also noch nicht spe.nlioorte KOrzungen. mit jährlich last 700 Millionen Euro und 0100 
0010 Mehreinnahmen. also noch nicht bonanntc ~usälZliehe Einnahmen. mit j!ltvlöch 300 Milli(to 
non Euro veransch/.agt. 

Ob die genannten Zahlen ta:sächlich realisierbar sind oder rea lisiert werden, zeigt sich erst am 
Ende eines Haushaltsjahres. Die Landesregierung muss sich rur jedes einzelne Haushaltsjahr 
deron mosson lassen. ob sie die selbst gostockten Zahlen crrcicht. Denn wonn in olnom JOhr 
der Wert verfehlt wird, kann zwar ein Te~ auf das Folgejahr ~erschoben werd(!n - dann ist der 
Druck ober umS{) grÖiJ.el. Insbesondere vor dem Hintergrund der SCho.Jldenbiomso wäre ein 
Aufschieben verheerend. 
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